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Bundesweit verhängen Gerichte 
jährlich mehr als 500.000 Geld-
strafen. Die Höhe richtet sich 
nach der finanziellen Situation 
der Betroffenen. Meist geht es 
um eine Geldstrafe zwischen 
300 und 2.000 Euro, etwa wegen 
Schwarzfahrens oder eines La-
dendiebstahls. Doch arme Men-
schen können diese Summen 
häufig nicht zahlen – Experten 
schätzen, dass in Deutschland 
rund 50.000 Personen pro Jahr 
ins Gefängnis müssen, obwohl 
sie dazu gar nicht verurteilt wur-
den. Sie sitzen eine sogenannte 
Ersatzfreiheitsstrafe ab, die im 
Schnitt vier Wochen dauert. Wer 
dadurch Arbeit oder Wohnung 
verliert, dem droht der soziale 
Absturz.

„Der Tagessatz wird manch-
mal zu hoch angesetzt, weil dem 
Gericht die Geldverhältnisse des 
Verurteilten nicht bekannt sind 
oder weil sich kurzfristig etwas 
in seiner Lebenssituation geän-
dert hat“, sagt der Sozialarbei-
ter Burkhard Teschner, Leiter 
der Gefährdetenhilfe beim Di-
akonischen Werk Osnabrück. 
Die Gefährdetenhilfe ist eine 
von 14 Anlaufstellen zwischen 
Wilhelmshaven und Göttin-
gen, die mit dem Projekt „Geld-
verwaltung statt Vollstreckung 
von Ersatzfreiheitsstrafen“ die 
drohende Haft abwenden wol-
len. „2016 haben wir in Nieder-
sachsen fast 2.000 Menschen 
beraten. Meist konnten wir Ra-
tenzahlungen erreichen, die für 
die Betroffenen machbar sind. 
Die Geldstrafe soll innerhalb 
von zwei Jahren bezahlt wer-
den, aber manchmal ist auch 
ein längerer Zeitraum möglich“, 
sagt Teschner. 

Mehr als 500.000 Euro konn-
ten 2016 so an Geldstrafen ge-
zahlt und damit fast 30.000 
Hafttage vermieden werden. 
Bei Kosten von fast 150 Euro pro 
Tag im Gefängnis spart Nieder-
sachsen auf diesem Wege eine 
Menge Geld. Seit 2010 läuft das 
Projekt, durch das laut Teschner 
mehr als 90 Prozent der Teilneh-
menden nicht im Gefängnis lan-
deten. Die meisten Betroffenen 
finden allerdings nicht den Weg 
in die Beratungsstellen – in Nie-
dersachsen sind immer noch 
450 Haftplätze ständig durch 
die Vollstreckung von Ersatz-
freiheitsstrafen belegt.

Eine andere Möglichkeit, 
seine Geldstrafe abzustottern, 
ist die Ableistung von gemein-
nütziger Arbeit, etwa in Kran-
kenhäusern oder Altersheimen. 
Dabei gibt es im Norden deut-
liche Unterschiede. „In Schles-
wig-Holstein organisieren freie 
Träger wie die AWO oder die 

Diakonie die Vermittlung. Sie 
bringen viel mehr Menschen 
in gemeinnützige Arbeit als in 
Hamburg, wo die staatliche Ge-
richtshilfe zuständig ist und das 
Verfahren sehr bürokratisiert 
abläuft“, kritisiert der Krimi-
nologe Bernd Maelicke, Grün-
dungsdirektor des Deutschen 
Instituts für Sozialwirtschaft 
in Kiel. Die Justizministerkon-
ferenz hat eine Arbeitsgruppe 
gebildet, die die Neugestaltung 
und Abwendung der Ersatzfrei-
heitsstrafe bis 2018 prüfen soll. 
Die Abschaffung wäre aber nur 
möglich, wenn der Bund seine 
Gesetze ändert. In einigen skan-
dinavischen Ländern und den 
Niederlanden ist es üblich, dass 
Gerichte Straftäter zu gemein-
nütziger Arbeit verurteilen – in 
Deutschland ist dies noch ein 
Tabu. „Jede Innovation ist gut, 
die dazu führt, dass Menschen 
nicht mehr in das Gefängnis 
kommen, die ambulant besser 
resozialisiert werden können“, 
sagt Maelicke.

Wer bekommt die 5,4 Milli-
onen Euro, die allein das Land 
Niedersachsen 2016 an Geld-
strafen weitergeleitet hat? Ge-
meinnützige Einrichtungen, die 
von den Zuweisungen profitie-
ren wollen, müssen sich beim 
Oberlandesgericht Oldenburg 
anmelden. Letztlich entschei-
det immer der einzelne Rich-
ter oder Staatsanwalt, an wen 
das Geld fließt – meist erhalten 
es Einrichtungen der Straffälli-
genhilfe, der Jugendhilfe, Behin-
derten-Einrichtungen, kirchli-
che Organisationen, Vereine für 
Verkehrserziehung oder Sucht-
hilfestellen. 

Nach den gerade veröffent-
lichten Zahlen war im vergan-
genen Jahr das Kinderhospiz Lö-
wenherz in Syke mit 204.000 
Euro der größte Empfänger. Es 
folgen der Bund gegen Alkohol 
und Drogen im Straßenverkehr 
mit 129.000 Euro und der Ver-
ein „Wege ohne Gewalt Göttin-
gen“ mit 118.000 Euro. Seit 2015 
veröffentlicht das niedersächsi-
sche Justizministerium auf sei-
ner Internetseite sämtliche Zah-
lungen.

„Eine offene Kommunika-
tion der Entscheidungsprozesse 
beugt Missverständnissen vor 
und stärkt das Ansehen der Jus-
tiz“, begründet Justizministerin 
Antje Niewisch-Lennartz dieses 
Verfahren. Hintergrund ist die 
Kritik an der Verteilung: Man-
che Gerichte hätten in der Ver-
gangenheit keine Rechenschaft 
über die Verwendung der Gelder 
abgelegt, Richter ihnen persön-
lich verbundene Organisatio-
nen bevorzugt und große Ein-
richtungen ein professionelles 
Bußgeldmarketing auf Kosten 
kleinerer Vereine betrieben.

Hamburg geht einen anderen 
Weg. Dort gibt es einen Sammel-
fonds für Bußgelder. Gerichte 
und Staatsanwaltschaften kön-
nen den verschiedenen Fonds-
Fördergebieten Geldstrafen zu-
weisen. Ein Gremium aus Mitar-
beitern der Justiz und anderen 
Behörden entscheidet über die 
Vergabe der Fondsmittel und 
veröffentlicht die Zahlen – so 
soll eine Bevorzugung ausge-
schlossen werden. Richter und 
Staatsanwälte haben weiterhin 
das Recht, direkt gemeinnützi-
gen Einrichtungen ihrer Wahl 
Bußgelder zukommen zu lassen. 
Dies passiert allerdings eher sel-
ten: Von den 2,9 Millionen Euro, 
die die Hamburger Justiz im Jahr 
2015 an Geldauflagen erhoben 
hat, wurden nur 89.000 Euro als 
Direktzuweisung weitergeleitet.
 JOACHIM GÖRES

Geld oder Gefängnis
KLASSENJUSTIZ Arme Menschen müssen oft eine 
Ersatzfreiheitsstrafe absitzen. Zahlreiche 
Organisationen buhlen um Geldstrafen

Der Gipfel der Repression
AUS HAMBURG ANDRÉ ZUSCHLAG 
UND JEAN-PHILIPP BAECK

Der G20-Gipfel in Hamburg ist 
vorbei – allerdings wird es noch 
dauern, bis er auch rechtlich auf-
gearbeitet ist. 35 Menschen sit-
zen noch in Untersuchungshaft 
und AktivistInnen erwarten wei-
tere Verfahren. Während aktuell 
Forderungen vor allem konser-
vativer Politiker nach mehr Re-
pression gegen Linke debattiert 
werden, geraten Rechts-Eingriffe 
und -Brüche von Staats wegen in 
den Hintergrund. Dabei sorgte 
nicht nur das Handeln der Poli-
zei, sondern auch der Politik und 
teilweise der Justiz während des 
Gipfels unter kritischen JuristIn-
nen für Kopfschütteln. Der Repu-
blikanische Anwaltsverein etwa 
spricht von einem „autoritär-re-
pressiven Vorgehen“ und ver-
langt eine rückhaltlose Aufklä-
rung des polizeilichen und poli-
tischen Handelns. Die Behörden 
hätten „legitimen Protest von Be-
ginn an erheblich eingeschränkt 
und behindert“ – unter ande-
rem durch Demonstrationsver-
bote. Darüber hinaus gibt es al-
lerdings noch zahlreiche weitere 
rechtliche Fragen und Probleme, 
die sich rund um das Gipfelwo-
chenende ergeben haben.

Demoverbotszonen
Bereits einen Monat vor dem 
Gipfel sorgte eine Allgemein-
verfügung in Hamburg für 
Streit. Die Polizei erließ für die 
Zeit des Gipfels ein Demonstra-
tions- und Versammlungsverbot 
auf einer Fläche von insgesamt 
38 Quadratkilometern im Stadt-
gebiet. G20-GegnerInnen wurde 
das verfassungsmäßige Recht 
auf Versammlungsfreiheit un-
tersagt. Protestbündnisse klag-
ten gegen die Verfügung, aller-
dings hielten Gerichte die Ver-
botszonen in den Eilverfahren 
für rechtmäßig. „Ich habe meine 
Zweifel, ob das in einem Haupt-
sacheverfahren, in dem ein Ge-
richt gründlich und mit langer 

ten Festnahmen. Aber anderer-
seits auch am nächsten Abend, 
als es keine vergleichbare Bedro-
hung für die Polizei gab, stand 
das SEK mit schwerer Bewaff-
nung am Neuen Pferdemarkt 
DemonstrantInnen gegenüber. 
„Rechtlich ist das Einsetzen die-
ser Einheiten problemlos“, er-
klärte Rafael Behr, Kriminologe 
und Professor an der Hambur-
ger Polizeiakademie. Hamburgs 
Gesamteinsatzleiter Hartmut 
Dudde hatte nach dem Gipfel 
erklärt, dass man sich bei der 
Gefahrenlage künftig öfter auf 
SEK-Einsätze bei Demonstratio-
nen einstellen müsse. Behr hält 
das allerdings für unwahrschein-
lich. Für Demonstrationen, bei 
denen die Polizei Ausschreitun-
gen erwartet, seien regelhaft die 
Beweissicherungs- und Festnah-
meeinheiten (BFE) zuständig.

Militärische Aufrüstung 
gegen DemonstrantInnen
Der Kriminologe Behr verweist 
im Zusammenhang mit dem 
SEK-Einsatz auf ein allgemei-
nes Aufrüsten der Polizeiein-
heiten und die Einrichtung des 
sogenannten BFE+. Diese neue 
Einheit der Bundespolizei ist 
eigentlich zur Terrorismusbe-
kämpfung gegründet worden 
und neben Sturmgewehren mit 
gepanzerten Fahrzeugen ausge-
stattet. Während des G20-Gip-
fels war das BFE+ laut Bundes-
polizei gegen die Ausschreitun-
gen im Einsatz. Es ist von der 
Bewaffnung her zwischen SEK- 
und BFE-Einheiten einzuordnen, 
das Einsatztraining zum Häuser-
kampf soll dem der Bundeswehr 
ähneln. „Durch die neue Einheit 
bekommt die Polizei insgesamt 
ein militärischeres Gesicht“, 
hatte Behr bereits 2015 bei de-
ren Gründung kritisiert. Auch 
die Hamburger BFE-Einheit war 
schon im November 2016 mit 
Sturmgewehren und einem Pan-
zerwagen ausgestattet worden – 
ebenfalls unter dem Stichwort 
„Anti-Terror-Kampf“.

Tränengasgranaten
Am ersten Gipfeltag setzte die 
Polizei gegen DemonstrantIn-
nen Tränengasgeschosse ein. 
Der Hamburger Polizei sei der 
Einsatz dieser Geschosse grund-
sätzlich erlaubt, erklärte Poli-
zeiwissenschaftler Behr. „Aller-
dings bevorzugt die Hamburger 
Polizei andere Mittel und macht 
das schon lange nicht mehr.“ So 
seien es die hessischen Hundert-
schaften, die die Gasgeschosse 
einsetzten. Wenige Tage nach 
dem Gipfel kam heraus, dass ein 
großer Teil der verletzten hessi-
schen Beamten Augenverletzun-
gen durch Tränengas erlitten 
hatten. Insgesamt wurden laut 
Hamburger Senat 182 Beamte 
durch Reizgas verletzt.

Österreichische Polizisten
Für Irritationen sorgten schon 
Tage vor dem Gipfel die Kolon-
nen österreichischer Polizeiau-
tos. Insgesamt waren laut ös-
terreichischem Innenminis-
teriums 200 österreichische 
Polizisten in Hamburg, darun-
ter 20 Beamte des Einsatzkom-
mandos „Cobra“ und 70 Beamte 
der Wiener Sondereinheit „Wega“. 
Während der größte Teil der ös-
terreichischen Polizeikräfte für 
Einreisekontrollen am Flugha-
fen und Verkehrslotsungen vor-
gesehen war, waren die Sonder-
einheiten auch beim Einsatz am 
Schulterblatt beteiligt und unter-
stützten die SEK-Kräfte. Dass aus-
ländische Polizeieinheiten über-
haupt eingesetzt werden dürfen, 
liegt an zwei Verträgen zwischen 
Deutschland und Österreich: 
Den „Prümer Vertrag“ unter-
zeichneten 2005 neben Deutsch-
land und Österreich auch Bel-
gien, Spanien, Frankreich, die 
Niederlande und Luxemburg. 
Der Vertrag soll die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit 
insbesondere zur Bekämpfung 
des Terrorismus, aber auch etwa 
der „illegalen Migration“ ver-
bessern. Neben dem umfassen-
den Austausch unter anderem 

Die Polizei setzte beim G20-Gipfel häufig Wasserwerfer gegen Demonstranten ein. Nun folgt das juristische Nachspiel – abermals vor allem gegen die DemonstrantInnen. Dabei wirft das Wochenende viele rechtliche Fragen auf  Foto: Miguel Ferraz

STAATSGEWALT Vor und während des G20-Gipfels ließen die Hamburger Innenbehörde, Polizei und Verfassungsschutz ihre Muskeln spielen. Dabei 
überschritten sie vielfach den rechtlichen Rahmen, kritisieren JuristInnen. Eine Sammlung juristisch heikler Situationen und Fragestellungen
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Erfolgreiche Gefangene
Rund ein Viertel der knapp 5.000 
Gefangenen in Niedersachsen 
hat im Schuljahr 2016/2017 er-
folgreich eine Aus- oder Weiter-
bildung absolviert. Es seien un-
ter anderem 104 Haupt- und Re-
alschulzeugnisse verteilt sowie 
86 Abschlüsse in anerkannten 
Ausbildungsberufen vergeben 
worden, teilte das Justizminis-
terium mit. Darüber hinaus 
hätten 146 ausländische Gefan-
gene im Rahmen von zertifizier-
ten Kursen mit Erfolg die deut-
sche Sprache erlernt. (dpa/epd)

Viele Asylverfahren
Die Verwaltungsgerichte in 
Deutschland sehen sich durch 
die große Zahl von Asylklagen 
überlastet. „Die Lage ist drama-
tisch“, sagte der Vorsitzende des 
Bundes Deutscher Verwaltungs-
richter, Robert Seegmüller. Am 
Verwaltungsgericht Schleswig 
gingen etwa im ersten Halb-
jahr bereit 6.044 neue Verfah-
ren ein – im gesamten Jahr 
2016 waren es 5.209 Verfah-
ren, 2015 waren es 1.945. Insge-
samt sollen vor deutschen Ge-
richten derzeit Verfahren von 
mehr als 250.000 Personen an-
hängig sein. Seegmüller erwar-
tet für 2017 eine Verdoppelung 
der Verfahren gegenüber 2016. 
Doch es fehlten Richter und Per-
sonal, teilweise auch Räume und 
IT-Kapazitäten. (dpa/epd)

Knast-Projekt  
gegen Radikalisierung
Gegen die Radikalisierung von 
Strafgefangenen richtet sich ein 
neues Projekt in Schleswig-Hol-
stein. Ziel sei es, dass Gefangene 
nicht zu Rechtsextremisten oder 
Salafisten würden. Zudem sol-
len Ausstiegswillige begleitet 
werden. Türkische Gemeinde,  
Kieler Antigewalt- und Sozial-
Training und Justizministerium 
setzen die Maßnahmen gemein-
sam um. Der Bund fördert das 
zunächst auf zweieinhalb Jahre 
angelegte Projekt mit jährlich 
bis zu 300.000 Euro, das Kie-
ler Justizministerium gibt rund 
30.000 Euro dazu. (dpa)

US-Anleger klagen gegen VW
Volkswagen muss sich im Ab-
gas-Skandal weiter mit einer 
Klage von Anleihegläubigern 
in den USA auseinandersetzen. 
Bei dem Rechtsstreit geht es um 
VW-Anleihen im Nennwert von 
8,3 Milliarden Dollar (7,2 Mrd. 
Euro), die institutionelle Anle-
ger 2014 und 2015 gekauft hat-
ten. Die Investoren werfen VW 
vor, bei der Ausgabe der Wert-
papiere Falschangaben über 
die Risiken gemacht zu haben 
und fordern Schadenersatz für 
erlittene Kursverluste. VW hält 
die Vorwürfe für unbegründet. 
In Deutschland ist der Konzern 
mit zahlreichen weiteren Anle-
gerklagen konfrontiert. (dpa)

Verfassungsbeschwerde 
gegen Abschiebehaft
Das Bundesverfassungsgericht 
prüft derzeit die Beschwerde 
 eines in Bremen in Abschiebe-
haft sitzenden mutmaßlichen 
islamistischen Gefährders. Des-
sen Anwälte wollen die Abschie-
bung verhindern. Der 18-jährige 
Russe wuchs in Bremen auf. Er 
soll mit einem Islamisten aus 
Essen und einem Mann gechat-
tet haben, der einer Terrororga-
nisation in Syrien angehören 
soll. Nach Behördenangaben 
tauschte er sich in der Vergan-
genheit über die Planung von 
Anschlägen mit anderen aus. 
Das Bundesverwaltungsgericht 
hatte kürzlich die von Bremen 
geplante Abschiebung nach 
Russland gebilligt. Insgesamt 
sitzen derzeit drei mutmaßli-
che Islamisten in Bremen in Ab-
schiebehaft. (dpa)

von DNA-Daten regelt Artikel 
24 auch „gemeinsame Einsatz-
formen“, etwa „zur Abwehr von 
Gefahren für die öffentliche Si-
cherheit“. Der „Deutsch-österrei-
chischen Polizei- und Justizver-
trag“ hingegen regelt bereits seit 
2003, dass zur Gefahrenabwehr 
„Beamte der Polizeibehörden des 
einen Vertragsstaates den zu-
ständigen Stellen des anderen 
Vertragsstaates ausnahmsweise 
zur Wahrnehmung polizeilicher 
Vollzugsaufgaben einschließ-
lich hoheitlicher Befugnisse un-
terstellt werden“. Grundsätzlich 
haben sich ausländische Kräfte 
dabei an deutsches Recht zu hal-
ten. Die Verantwortung für deren 
Einsätze trug dabei die Hambur-
ger Polizei.

Datensammlung  
von Hotelgästen
Warum sich die Polizei während 
des Gipfels insbesondere für 
italienische Hotelgäste interes-
sierte, ist bislang unklar. Bekannt 
wurde allerdings, dass sie meh-
rere Hostels zur Herausgabe von 
Personendaten drängte. Meh-
rere Hostel-BetreiberInnen, die 
aufgesucht wurden, gaben an, 
dass die PolizistInnen keine Be-
gründungen für ihre Forderun-
gen mitteilten. Das jedoch ist 
rechtswidrig, erklärte der Ham-
burger Strafverteidiger Alexan-
der Kienzle. Die Datenerhebung 
der LKA-BeamtInnen ohne kon-
krete Verdachtsmomente im 
Kontext einer Ermittlung sei 
schlicht nicht in Ordnung.

Razzia nach vagem Hinweis
Einen Tag nach den Krawallen 
am Schulterblatt stürmte die 
Polizei am 8. Juli das Internati-
onale Zentrum B5. Anlass war 
ein „ernstzunehmender Hin-
weis des Verfassungsschutzes“, 
erklärte die Hamburger Polizei. 
Es habe Gefahr im Verzug bestan-
den wegen des Verdachts, dass 
sich „gefährliche Gegenstände“ 
zur Herstellung von Brandsät-
zen in den Räumlichkeiten be-

fänden. Gefunden wurde ille-
gale Pyrotechnik, keine Brand-
sätze. Jedoch blieb es nicht bei 
der Durchsuchung des Zent-
rums. Das benachbarte Kino 
 B-Movie sowie mindestens eine 
Privatwohnung wurden gleich 
mit durchsucht. Weder die Woh-
nung noch das Kino gehören 
zum B5. Es wurde für beide kein 
schriftlicher Durchsuchungsbe-

schluss vorgelegt. Der Bewohner 
der Privatwohnung wirft der Po-
lizei vor, die Wohnung komplett 
verwüstet zu haben. Sowohl die 
betroffenen Nachbarn des B5 als 
auch dortige AktivistInnen be-
richten von Polizeigewalt wäh-
rend der Durchsuchung. Meh-
rere Stunden seien sie gefesselt, 
medizinische Betreuung und 
anwaltliche Hilfe unterbunden 
worden. Die Durchsuchungen 
ohne schriftlichen Beschluss 
müssen dabei nicht zwingend 
illegal gewesen sein, erklärte 
der Hamburger Strafrechtler Jo-
achim Lauenburg. Es komme auf 
den zeitlichen Rahmen an. In ei-
ner offiziellen polizeilichen Mit-
teilung zu dem Einsatz heißt es, 
dass der Hinweis vom Verfas-
sungsschutz am gleichen Tag 
einging. Damit könnte die Dring-
lichkeit gegeben sein, sagte Lau-
enburg. Ob es allerdings tat-
sächlich rechtens war, müsse im 
Nachhinein festgestellt werden.

Hausdurchsuchung  
wegen taz-Interviews
Schon vor dem Gipfel hatte es 
Hausdurchsuchungen gegeben. 
Die Wohnungstüren zweier Akti-
visten der linksradikalen Gruppe 
Roter Aufbau wurden von Polizis-
tInnen mit Maschinenpistolen 
im Anschlag eingetreten – weil 
die Aktivisten der taz ein Inter-
view gegeben haben sollen. Den 
beiden Männern wurde vorge-
worfen, sie seien die beiden Gip-
felgegner „Ernst Henning“ und 
„Timo Schmidt“, die die Brand-
attacke auf die Messehallen im 
vorigen November in der taz als 
„legitime Form des Widerstands“ 
bezeichnet hatten. Wie die Behör-
den darauf kamen, dass es sich 
bei den Männern um die Inter-
viewpartner handeln könnte, ist 
unklar. Naheliegend ist, dass die 
Behörden entweder die taz oder 
die linken Aktivisten überwacht 
haben. Die Behörden schweigen 
bisher dazu, auf welcher rechtli-
chen Grundlage das möglicher-
weise geschehen ist.

Gefangenensammelstelle
Dass die Einrichtung der Gefan-
genensammelstelle (Gesa) in 
Harburg für Rechtsbrüche sor-
gen werde, hatte der Anwaltli-
che Notdienst schon vor Gipfel-
beginn befürchtet – und sieht 
sich im Nachhinein bestätigt. 
Dort seien die Rechte sowohl von 
Gefangenen wie Rechtsanwäl-
ten systematisch verletzt wor-
den. „Wir sind bei dem Versuch, 
von der Polizei in Gewahrsam 
genommene Personen rechtli-
chen Beistand zu leisten, blo-
ckiert, beschimpft und physisch 
attackiert worden“, kritisierte 
Rechtsanwalt Lino Peters. Auch 
einigen Festgenommenen soll 
es nicht besser ergangen sein: 
Wie der Anwaltliche Notdienst 
berichtet, erhielt beispielsweise 
eine verletzte junge Frau, die in 
die Gesa eingeliefert wurde, über 
15 Stunden lang keine Nahrung. 
Erst nach 40 Stunden sei sie ei-
nem Richter vorgeführt worden, 
der sie aus Mangel an Beweisen 
freiließ. „Es gab eine ganze Reihe 
ähnlicher Fälle“, sagte Rechtsan-
walt Adam, der ebenfalls in der 
Gesa vor Ort war.

Fußfesseln für  
linke Krawallmacher
Als Reaktion auf die gewalttäti-
gen Proteste brachte Bundesin-
nenminister Thomas de Maizière 
(CDU) die Idee ins Spiel, künftig 
Fußfesseln bei potenziellen lin-
ken Gewalttätern anzulegen. 
Für die Umsetzung müssten al-
lerdings die Bundesländer ent-
sprechende Gesetze beschlie-
ßen. Ein von der Bundesregie-
rung im  April beschlossenes 
Gesetz, wonach bei extremisti-
schen „Gefährdern“ präventiv 
elektronische Fußfesseln ange-
legt werden dürfen, bezieht sich 
hingegen auf internationalen is-
lamistischen Terrorismus.

ANZEIGE

Vorbereitungszeit die Gefahren-
prognose prüfen kann, auch so 
bleiben würde“, sagte der Göttin-
ger Rechtsanwalt Sven Adam. Er 
war während des Gipfels für den 
anwaltlichen Notdienstes unter-
wegs, der unter anderem Polizei-
einsätze kritisch begleitete.

Verfassungsschutz  
outet Aktivisten
Auch der Hamburger Verfas-
sungsschutz wurde vor dem Gip-
fel aktiv. Er veröffentlichte im 
Internet die Namen mehrerer 
linker AktivistInnen. Nicht nur 
GipfelgegnerInnen hielten das 
für Einschüchterungsversuche. 
Auch Rechtsanwalt Adam spricht 
von einem Diffamierungsver-
such seitens der Behörden. „Hin-
sichtlich der Persönlichkeits-
rechte halte ich die Veröffentli-
chung des Verfassungsschutzes 
für bedenklich. Es hätte kaum 
der namentlichen Benennung 
der Personen gebraucht, um die 
Aufgaben des Verfassungsschut-
zes zu erfüllen“, so Adam.

Polizei ignoriert Camp-Urteil
Von einem „Putsch der Polizei ge-
gen die Justiz“ sprach eine Woche 
vor dem Gipfel der Hamburger 
Rechtsanwalt Martin Klingner. 
Nach wochenlangem Hin und 
Her hatte das Hamburger Ver-
waltungsgericht das geplante 
„antikapitalistische“ Protest-
camp genehmigt. Als am nächs-
ten Mittag die ersten AktivistIn-
nen mit dem Aufbau beginnen 
wollten, stellte sich ihnen die Po-
lizei in den Weg – trotz des zu die-
sem Zeitpunkt gültigen Gerichts-
urteils.

Spezialkommandos  
mit Sturmgewehren
Für Erstaunen sorgte der polizei-
liche Einsatz von Spezialeinsatz-
kommandos (SEK) samt Pump-
guns und Sturmgewehren gegen 
G20-Gegner im Schanzenviertel. 
Das SEK machte einerseits am 
Freitag im Zuge der Krawalle auf 
Häuserdächern und Baugerüs-

Justiz im Einsatz

■■ Mehr als 140 Staatsanwälte in 
232 Sonderschichten waren zum 
G20-Gipfel für Haft- und Ermitt-
lungssachen tätig.

■■ Zur Prüfung „strafprozessualer 
Maßnahmen“ wurden ihnen vom 
5. bis 9. Juli über 90 Verfahren 
vorgelegt.

■■ Haftbefehl beantragte die 
Staatsanwaltschaft nach Anhö-
rung gegen 85 Beschuldigte.

■■ Untersuchungshaft angeordnet 
wurde vom Amtsgericht gegen 51 
Menschen. 15 wurden mittlerwei-
le wieder freigelassen.

■■ Inhaftiert sind 13 Deutsche, 
sechs Italiener, drei Franzosen 
sowie Staatsangehörige aus der 
Schweiz, Österreich, Niederlan-
den, Russland, Ungarn, Serbien, 
Rumänien und Tschechien.

■■ Ermittlungsverfahren laufen 
insgesamt 152, davon 51 gegen 
unbekannt.

■■ Vorgeworfen wird den Fest-
genommenen unter anderem 
schwerer Landfriedensbruch, 
gefährliche Körperverletzung, 
Sachbeschädigung, Vermum-
mung, Widerstand gegen Vollstre-
ckungsbeamte sowie der neue 
Straftatbestand des „tätlichen 
Angriffs“ auf Polizisten.

■■ Der Vorwurf des versuchten 
Mordes gegen einen 27-Jährigen 
wurde wieder fallengelassen. Er 
bleibt aber in Haft, weil er am 6. 
Juli mit einem Laserpointer die 
Besatzung eines Polizeihubschrau-
bers geblendet haben soll – nicht 
aus extremistischen Motiven, 
sondern weil er für seine Tochter 
für Ruhe sorgen wollte.
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Auch heute noch bleiben vielen Frauen
auf der Welt ihre Rechte verwehrt und
die Armut trifft sie besonders hart.
CARE gibt ihnen eine Chance – durch
Bildung und Unterstützung im Kampf
für gleiche Rechte.

Bilden Sie mit uns aus:
Spendenkonto 4 40 40,
Sparkasse KölnBonn, BLZ 370 501 98

Damit „Recht“ für Frauen
kein Fremdwort bleibt

CARE hilft


